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Vorwort 

Die Ökonomie der freien Welt steht im Zeichen eines Umbruchs, 
der durch das Entstehen von Großl'aumwil'tschJatften einerseits und die 
Einführung der "Automation" andererseits in wesentlichen Aspekten 
gekennzeichnet ist. Durch die Dynamik dieser Entwicklung wird die 
Zusammenballung wirtschaftlicher Macht weitgehend beeinflußt. Im-
mer wichtiger erscheint die Aufgabe, hier Gutes vom Schlechten zu 
trennen und dafür zu sorgen, daß der freie Wettbewerb in einer freien 
Unternehmerwirtschaft erhalten bleibt. Die in diesem Felde zu tref-
feIllden Entscheidungen setzen eine genaue Kenntnis der Faktoren. VOl'-

aus, die das Bild der Lage bestimmen. Vor allem aber wird die Ent-
faltung einer Forschungsarbeit erforderlich, die, wenn sie wirtschafts-
und rechtspolitisch den zu stellenden Anforderungen entsprechen soll, 
alle Staaten der westlichen Hemisphäre, welche sich mit dem ganzen 
Fragenkomplex auseinanderzusetzen haben, umfassen muß. 

Das Handbuch hat sich die Aufgabe gestellt, die im Schrifttum be-
stehende Lücke zu schließen und durch Darstellung der Lage in den 
wichtigsten Ländern wie im zwischenstaatlichen Bereich einer um-
fassenden Bearbeitung der Materie den Weg zu bereiten. Aus der 
Feder führender SachkenIlJer wird jeweils in der Regel eine Eirufüh-
rung in die Entwicklung der Antimonopolpolitik gebracht, der eine 
Wiedergabe und Erläuterung der wichtigsten einschlägigen Gesetzes-
bestimmungen und ein Ausblick auf die künftige Entwicklung folgen. 
Wir hoffen damit den Wünschen des Praktikers entsprochen zu 
haben, dem an Hand eines bis in die Einzelheiten gehenden Inhalts-
verzeichnisses die Möglichkeit einer schnellen Orientierung geboten 
wird. 

Das Werk, das wir heute der Öffentlichkeit übergeben, ist nur 
durch die Zusammenarbeit von Wissenschaftern aller beteiligten Län-
der möglich geworden. Wir konnten, durch das Institut International 
d'Etude et de Documentation en Matiere de Concurrence Commer-
ciale in Brüssel nachhaltig unterstützt, einen großen Mitarbeiterstab 
gewinnen, der uns in selbstloser Weise bei dem schwierigen organi-
satorischen Aufbau zur Verfügung stand, wie er eine Vorbedingung 
für das Gelingen unseres Planes bedeutete. Ihnen allen an dieser 
Stelle unseren wärmsten Dank auszusprechen, ist uns eine Herzens-
pflicht. Wir gedenken aber auch unserer Helfer, die durch die über-
tragung einer Reihe fremdsprachlicher Texte letztlich die Fertig-
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stelLung des Manuskripts möglich gemacht haben: des Herrn D[plom-
VolkswiFts Hans Lechner, der die Beiträge Australien, Großbritannien, 
Irland, Japan und Kanada aus dem Englischen ins Deutsche über-
setzte, und Frau Dr. Irmgard Becker de Arlandis, der wir die über-
tragung der K,apilitel Argent[men, Brasilien, Frankreich, Italien und 
Uruguay zu danken haben. 

Berlin und St. Louis, im September 1958 

Georg Jahn Kurt Junckerstorff 
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Einführung 
Von Prof. Dr. Georg Ja h n - Berlin 

Die Entwicklung der auf Wettbewerb gegründeten freien Markt-
wirtschaft ist von ihrer vollen Entfaltung ab fast überall durch das 
gekennzeichnet, was man übereinstimmend Konzentrationsbewegung 
zu nennen pflegt. Diese im Ganzen wie für einzelne Länder oft ge-
schilderte Bewegung weist in der Hauptsache zwei Richtungen und 
FOl'lmeill auf: dJi:e BildJUilig von KarteUen und ähnlichen ManktoI1g1aIlJi-
sationen und den Zusammenschluß der Unternehmungen zu größeren 
und stärkeren Markteinheiten bis hin zur Gesamtunternehmung und 
zum Trust. 

Die Kartelle als freie Vereinigungen kapitalistischer Unternehmun-
gen streben überall darnach, alle gleichartigen, miteinander in Wett-
bewerb stehenden Unternehmungen in sich zu vereinigen, die außen-
stehenden wenn nötig hereinzuzwingen und so ein Kollektivmonopol 
au:rnurJchten, das clie restlose Verwirklichung des K'arte1lziweckes ge-
stattet: durch Beherrschung des Absatzmarktes die Kapitalrisiken zu 
verringern, die Rentabilität zu sichern und die Gewinne zu maximie-
ren. Ihre Mittel sind Marktregelung und Organisationszwang, wo 
immer sie gebildet werden und in welcher Form - als Konditionen-
kartelle, Preiskartelle, Gebietskartelle, Kontingentierungskartelle, 
Submissionskartelle, Verkaufskartelle - sie auch auftreten. Durch 
Gliederung des Absatzgebietes und Zuweisung abgegrenzter Bezirke 
an die Mitglieder, durch Ermittlung der absetzbaren Produktmasse 
und durch Festlegung von Quoten, durch Zentralisierung des Verkaufs 
an einer einzigen Stelle oder in eignen Handelsorganen suchen sie 
den Markt übersichtlich zu machen und zu ordnen, das verloren ge-
gangene Gleichgewicht zwischen Produktion und Bedarf wiederher-
zusteIlen und aufrecht zu erhalten, die Stabilität der Produktion zu 
sichern und den Absatz unter Einsparung überflüssiger Vertriebs- und 
Transportkosten zu regeln. Der Organisationszwang soll die Geschlos-
senheit der Kartelle herbeiführen und dauernd sichern. Er tritt in 
dreifacher Gestalt auf: atls Zwang innerha!lb der o rganiSlation , als 
Zwang gegen die Außenseiter und als Zwang gegen die Abnehmer. 
Der Zwang innerhallb der Organisation vichtet sich gegen die Mit-
glieder se~bst, indem er drurch Ausschluß der KÜlllcldgung das Kar-
tell vertrages diese an das Kartell bindet und durch Kontrollmaß-
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nahmen und Konventiorualstr.afen die einheitliche Ges1Jail.tung des 
AIlJgebotes sichert; der Zwang gegen die Außenseiter will durch 
Material- und Al'be1itersperre, Verschli:eßung der Absatz- und Ver-
kehrswege, Verrurfserklä:rung und Aufk,Ruf die all.lßenstehen-
den Unternehmer niederkämpfen und zum Anschluß an die Organi-
sation nötigen; und der Zwang gegen die Abnehmer hat den Zweck, 
durch Sperre und Boykott, Bindung der Händler, Treurabatte und 
dergleichen auch die Abnehmer an das Kartell zu fesseln. 

Auf solche Weise gelingt es den Kartellen, den Wettbewerb der 
zusammengeschlossenen Unternehmer untereinander ganz aufzuheben, 
den Wettbewerb der Außenseiter mindestens einzuschränken und auch 
die günstigen Rückwirkungen des Wettbewerbs auf Produktion und 
Handel zu unterbinden oder abzuschwächen. Hat aber die Kartell-
bildung in einem Lande einen gewissen Stärkegrad erreicht und haben 
die Kartelle wesentliche Teile der Produktion (insbesondere der In-
dustrie) ergriffen und durchsetzt, so drohen sie allmählich durch 
Einengung der Gewerbefreiheit und Beschränkung des Wettbewerbs 
die gesamte volkswirtschaftliche Ordnung zu verändern. Das zwingt 
die Regierung des betroffenen Landes zur Stellungnahme und zu 
einer Politik, die sich mehr oder weniger gegen die Kartelle richtet 
und sie zum mindesten unter staatliche Kontrolle zu bringen sucht. 

Die andere Form der Konzentrationsbewegung ist die Verknüpfung 
selbständiger Unternehmungen zu größeren und stärkeren Markt-
einheiten. Sie beginnt mit der Bildung von Konzernen, d. h. von Zu-
sammenschlüssen von Unternehmungen verschiedener oder gleicher 
Produktionsstufen zur gemeinsamen Ordnung und Führung ihrer Be-
triebswirtschaft und zur Stärkung ihrer Stellung auf dem Markte. 
Von hier aus schreitet die Entwicklung häufig fort zum Gesamtunter-
nehmen, d. h. zur völligen Verschmelzung mehrerer selbständiger Un-
ternehmungen zu einer einheitlich aufgebauten und geleiteten Unter-
nehmung (Fusion, Consolidation), ja zum Trust, einem Wirtschafts-
gebilde, das mit den betriebswirtschaftlichen Zwecken eines Konzerns 
diejenigen einer marktregulierenden Organisation verbindet und durch 
seine dominierende Stellung auf dem Markte ein Monopol im eigent-
lichen Sinne erlangt. Und wenn die Konzernbildung über die Grenzen 
eines Landes hinausgreift, so kann es sogar zur Gewinnung einer 
MonopolsteIlung auf dem Weltmarkte, ja zur Beherrschung des Welt-
marktes durch eine einzige Unternehmung kommen. Triebkraft dieser 
Entwicklung ist keineswegs nur der Drang des Unternehmers nach 
Erweiterung seiner Herrschaft über Kapital und Menschen und nach 
der Vergrößerung seiner wirtschaftlichen Macht, auch der technischen 
Entwicklung kommt eine erhebliche Bedeutung zu, da der Einsatz 
immer größer werdender Produktionsmittel und die Ausnutzung neuer 
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Verfahren große Betriebs- und Unternehmungseinheiten erforderlich 
machten. Mitwirkend können aber auch, wie in den Jahrzehnten seit 
dem ersten Weltkriege, schwierige Wirtschaftssituationen in Krisen-
zeiten, Strukturveränderungen der Volkswirtschaft im Gefolge gro-
ßer politischer Umwälzungen, der Druck hoher Belastung durch Steuern 
und Kriegstribute, die Verschärfung der Auslandskonkurrenz und der-
gleichen einen starken Zwang zum Zusammenschluß ausüben. 

Welche Beweggründe aber auch immer die Unternehmungskonzen-
tration haben mag, stets ist mr Ziel, durch Schaffung einer größeren 
und stärker,an Markteinheit die Stellung der Unternehmung zu kräf-
tigen und durch Ausschaltung ihrer Wettbewerber womöglich eine Mo-
nopo1stellung zu erlangen, die es gestattet, den Kapitalgewinn zu er-
halten und auf das erreichbare Maximum zu steilgern. Wo dieses Ziel, 
wie in den großen Industrieländern der westlichen Hemisphäre, er-
reicht wdrd, besteht die Gefahr" daß in weiten Bereichen der Industrie 
der Wettbewerb ausgeschaltet und dadurch die Wirtschaftsordnung 
grundlegend gew.andelt wird. Keine Staatsregierung, die auf die Er-
haltun1g der freien Marktwirtschaft entscheidenden Wert legt, kann 
dieser Entwicklung unbewegt zusehen, sondern muß für die Erhal-
tung des Wettbewerbs als konstitutiven Elements der Marktwirtschaft 
eintreten und siclt gegen private Monopole wenden, also eine PoJiitik 
treiben, die zutreffend als Antimonopol- oder Antitrustpolitik be-
zeichnet wird. 

Diese PoUtik ist nicht in allen Ländern mit freier Marktwirtschaft 
die gleiche, sondern weist nach Form und Inhalt wesentJiiche Unter-
schiede auf. M.an kann in der Hauptsache drei Richtungen der staat-
lichen Monopolpolitik unterscheiden, nämldch 

1. eine Politik, die ,grundsätzHclt die Kartell- und Trustbildung be-
kämpft, deshalb die Unterbindung und Auflösung bestehender Zu-
sammenschlüsse verlangt und ein absolutes Verbot oder doch ein 
grundsätzliches Verbot mit generellen oder individuellen Ausnahmen 
fordert, also der Gesetzgebung und Rechtsprechung da's Verbotsprin-
Z1ip zugrunde legt; 

2. eine Politik, die auf die Registrierung bestehender Kartelle und 
Marktorganisationen abzi'eH, dli,e rechtlichen Formen ihrer Bildung ge-
setzlich regelt, die überw.achung und Kontrolle der Kartelle durch 
Staatsorgane anstrebt und die Bestr,afung, gegebenenfalls die Auf-
lösung solcher Organisationen, die Verstöße gegen diese Gesetz'e, also 
Mißbräuche begehen, durch ein Sondergericht verlangt, mithin die 
~rurtel1gese~gebung auf dem MIßbrauchsprinzip aufbaut; 

3. eine Politik, die die Freiheit der Bildung und Entwicklung von 
Zusammensch,lüssen, sowohl der Kartelle als auch der Trusts, nicht 


